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13. Gesetz: Bauordnung für Wren und Verfassung der llundeshaupt,,.,lt Wien, Ergänzung (authentisdie Inter­
pretation einzelner Bestimmungen). 

18. 
Gesetz vom 29. März 1968, womit 
einzelne Bestimmungen der Bauordnung für 
Wien und der Verfassung der Bundeshaupt­
stadt Wien ergänzt (authentisdt interpretiert) 

werden. 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Art. I 

(Bauordnung für Wien) 

1. § 2 Abs. 4 der Bauordnung für Wien, 
lGBI. für Wien Nr, 11/1930, in der seit 
3. Jänner 1935 geltenden Fassung laut dem GB!. 
der Stadt Wien Nr. 1/1935, ist wie folgt auszu­
legen: 

a) Zeit und Ort der Auflegung von Entwiirfen 
für die Festsetzung und für wesentliche Abände­
rungen der Bebauungs- und Fluchtlinienpläne 
sind ausreidiend kundgerna<ht~ vtenn sie -
nebst der einmaligen Veröffentlichung in der 
für amtlidle Mitteilungen der Stadt bestimmten 
Zeitung - an der Amtstafel einer am jeweiligen 
Sitz der zentralen Verwaltung der Bauangelegen­
heiten untergebraditen Dienststelle des Magi­
strates oder an der Amtstafel des für den be­
treffenden. Bezirk eingerichteten Magistracischen 
Bezirksamtes und an der Amtstafel des Bezirks­
vorstehers des betreffenden Bezirkes während der 
Zeit der Aullegung der Entwürfe angesdilagen 
gewesen sind. Befinden sidl die ... .\mtssitze des 
Magistratische:n Bezirksamtes und des Bezirks­
vorstehers im selben Gebäude oder Gebäude~ 
komplex, so gilt der Anschlag an auch nur einer 
dort befindlidien Amtstalel sowohl als Anschlag 
an der Amtstafel des Magistratischen Bezirks­
amtes als auch als Ansdilag an der Amtstafel des 
Bezirksvorstehers. 

b) Für Zeiten, in denen die Funktionen des 
Magistrates bzw. der Magistratischen Bezirks­
ämter auf Grund der jeweiligen einschlägigen 
Organisationsvorschriften durch anders bezeich­
nete Organe der Stadtverwaltung besorgt wur­
de~ ist die in lit. a bestimmte Auslegung auf 
diese Organe anzu1venden; in diesem Sinne 
treten an die Stelle des Magistrates für die Zeit 
vom !. Mai 1939 bis zum 30. April 1945 die 
Gemeindeverwaltung des Reichsgaues Wien und 

an die Stelle der Magistratischen Bezirksämter 
für die Zeit bis zum 16. Mai 1945 die Bezirks­
hauptrnannscltaften. 

c) Für Zeiten, in denen nach den jeweiligen 
einsdilägigen Organisationworsdlriften keine 
Bezirksvorsteher eingesetzt waren: oder der Auf­
gabenbereich der Bezirksvorsteher auf die Für­
sorgeangelegenheiten besdtränkt war, das ist in 
der Zeit bis zum 25. Juli 1945, tritt an die 
Stelle der Amtstafel des Bezirksvorstehers im 
Sinne der lit. a die Amtstafel der für den be­
treffenden Bezirk eingerichteten Bezirkshaupt­
mannschaft (bzw. ab 17. Mai 1945 des Magistrati­
schen Bezirksamtes). 

2. § 2 Abs. 5 erster Satz der Bauordnung für 
Wien, LGBI. für Wien Nr. 1111930, ist wie folgt 
auszulegen: 

a) Das Erfordernis, daß der Magistrat bei der 
Antragstellung auch über die - gemäß Abs. 1 
bis 4 ~ eingelangten Außerungen und Vorstel~ 
lungen, soweit er sie nicht in den Anträgen be­
rücksiditigt hat, zu berichten hat, ist bereits er­
füllt, wenn aus dem Antrag des Magistrates, sei 
es im Text des beantragten Beschlusses, sei es in 
der Begründung des Antrages oder sei es in einer 
Beilage zum Antrag, hervorgeht, von wem solche 
ftußerungen abgegeben oder Vorstellungen er­
hoben wurden, worin die Äußerungen oder Vor­
stellungen bestehen, und welche Stellung der 
Magistrat dazu einnimmt. Dies gilt audi hin­
sichtlich jener Zeiträume, für welche die jeweHl­
gen einschlägigen Organisationsvorschriften vor­
sehen, daß der Antrag des Magistrates dem für 
die Festsetzung oder die wesentlidie Abänderung 
eines Flächenwidmungs-, Bebauungs- oder 
Fiuchtlinienplanes oder für die Verhängung einer 
zeitlich begrenzten Bausperre zu.ständige,n Organ 
im Wege vorberatender Organe vorzulegen ist, 
also hinsiditlich der Zeit bis zum 12. Februar 
1934 und ab dem 14. Februar 1946 dem Ge­
meinderat im Wege des zuständigen Gemeinde­
ratsausschusses und des Stadtsenates; es ist nicht 
erforderlich, daß im Antrag des Gemeinderats­
ausschusses an den Stadtsenat und im Antrag des 
Stadtsenates an den Gemeinderat auf die Auße­
rungen oder Vorste11ungen hingewiesen wurde. 
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